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N i c h t   z i t i e r f ä h i g ! 

(Beifall von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kollege. Herr Kollege Michalowsky, übli-
cherweise gibt es in diesem Raum eine Regel, die heißt: Wort und Widerwort. So führen 
wir hier die politischen Debatten und weniger durch das demonstrative Zerreißen von An-
trägen. Ich bitte Sie ganz herzlich, das künftig zu unterlassen. 

(Beifall von der CDU und von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, sodass ich die 
Debatte an dieser Stelle schließen kann.  

Wir kommen erstens zur Abstimmung über den Antrag Drucksache 15/2855. Die antrag-
stellende Fraktion der CDU hat direkte Abstimmung beantragt. Die führen wir jetzt auch 
durch. Wer sich für den Inhalt des Antrags aussprechen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CDU und FDP. 

(Zurufe von der SPD und von der LINKEN: Nein!) 

Wer möchte dagegen stimmen? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Linken. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Antrag 
mit dem festgestellten Abstimmungsergebnis abgelehnt. 

Ich komme zweitens zur Abstimmung über den Antrag Drucksache 15/2861. Hier empfiehlt 
uns der Ältestenrat die Überweisung des Antrags, und zwar an den Innenausschuss, der 
die Federführung haben soll, und zur Mitberatung an den Rechtsausschuss. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung soll dann im federführenden Ausschuss in öffentlicher 
Sitzung erfolgen. Möchte jemand gegen die Überweisung stimmen? – Das ist nicht der Fall. 
Möchte sich jemand enthalten? – Das ist auch nicht der Fall. Dann haben wir den Antrag 
wie besprochen und entschieden überwiesen. 

Ich schließe Tagesordnungspunkt 2 und rufe auf: 

3 Den Hochschulpakt weiterentwickeln: Für bessere Studienbedingungen an unseren Hochschulen 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 15/2863 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antragstellenden Fraktionen Herrn Kollegen 
Schultheis das Wort und bitte Sie, so lange zu warten, bis Sie glauben, dass es im Raum 
ruhig genug ist, damit Sie reden können. Sie haben das Wort. 

Karl Schultheis (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich würde mich freuen, wenn die Zukunft der jungen Men-
schen in unserem Land etwas größeren Widerhall in der Beteiligung im Plenum finden wür-
de. Dennoch wollen wir mit der Einführung unseres Antrags beginnen. 
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In den Anstrengungen nicht nachlassen – das ist das Leitmotiv des Antrags „Den Hoch-
schulpakt weiterentwickeln“. Es geht sowohl um die Anstrengungen der Hochschulen als 
auch um die Anstrengungen des Landes und des Bundes, die Zukunft der studierenden Ju-
gend und der Hochschulen zu sichern, meine Damen und Herren. Dabei stehen unsere 
Hochschulen vor drei großen Herausforderungen quantitativer, aber auch qualitativer Art: 

Erstens: die Bewältigung des bevorstehenden doppelten Abiturjahrgangs im Jahr 2013. 

Zweitens: die Aussetzung der Wehrpflicht, die schon vorgenommen worden ist. Ich will 
hinzufügen: Die Tatsache, dass ein Großteil der jungen Leute, die sich für die Bundeswehr 
entschieden haben, doch abbricht, wird schlussendlich auch dazu führen, dass die Zahl 
derjenigen, die die Hochschulen dann nutzen wollen, ansteigen wird.  

Schlussendlich haben wir als dritte Herausforderung die steigende Bildungsbeteiligung, die 
ja gewünscht ist. Deshalb haben wir die Studiengebühren abgeschafft, damit mehr junge 
Menschen an unseren Fachhochschulen und an unseren Universitäten studieren, um damit 
auch die Zukunftsfähigkeit des Landes Nordrhein-Westfalen zu stärken. 

Wir gingen ursprünglich bei den Planungen des Hochschulpakts I davon aus, dass wir 
90.000 zusätzliche Studienanfängerinnen und Studienanfänger in unseren Hochschulen in 
diesem System erwarten dürfen. Wir wissen, dass dies bei Weitem nicht ausreicht. Wir ha-
ben die Zahl von 100.000 schon überschritten. Es zeichnet sich ab, dass es noch mehr jun-
ge Menschen sein werden, die ein Studium beginnen wollen. Das ist auch gut so, dass sie 
ein Studium beginnen wollen. Denn wir brauchen junge gut qualifizierte Kräfte in allen Be-
reichen der Gesellschaft, aber auch in der Wirtschaft als Fachkräfte, die unser Land für sei-
ne Struktur auch im wirtschaftlichen Bereich braucht, aber nicht nur dort. 

Die bisherigen Anstrengungen gerade auch des Landes mit 10,5 Milliarden €, die hier schon 
zu Buche schlagen, reichen nicht aus. Der Hochschulpakt I ist ausgelaufen. Der Hochschul-
pakt II läuft, das Hochschulmodernisierungsprogramm, das Fachhochschulausbaupro-
gramm. Da liegen sicherlich auch Verdienste von Herrn Prof. Pinkwart, dem Vorgänger von 
Frau Ministerin Schulze. Aber wir müssen feststellen, dass es in vielen Bereichen keine 
Ausfinanzierung gibt, sodass die Haushalte, die jetzt vor uns liegen, auch einiges schultern 
müssen, um das, was versprochen worden ist, auch einzuhalten. Wir wissen, dass unsere 
Wissenschaftsministerin mit ihrem Hause alle Anstrengungen unternimmt, um diese Zusa-
gen auch zu erfüllen. 

Meine Damen und Herren, aus diesem Grunde fordern wir einen Hochschulpakt plus. Wir 
wollen, dass der Hochschulpakt 2020 aufgestockt oder ausgebaut wird. Das, meine Damen 
und Herren, geht nur unter stärkerer Beteiligung des Bundes an dieser Stelle. 

Hierbei sollen aus unserer Sicht die Verbesserung der Qualität der Lehre und die Personal-
entwicklung sowie die Personalgewinnung einen Schwerpunkt bilden. Wir alle wissen, dass 
die räumliche Situation der Hochschulen, die Bereitstellung von Hörsälen und Seminarräu-
men die eine Seite der Aufgabenstellung ist. Die andere ist, qualifiziertes engagiertes Per-
sonal zu gewinnen, das bereitsteht, um junge Menschen zu bilden und auszubilden. Das ist 
eine noch weitaus schwierigere Aufgabe als räumlich die Studienplätze aus- und aufzubau-
en. 
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Deshalb – das zeigt sich auch in unserem Antrag – wollen wir, dass mehr Stellen für Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren über die Tenure-Track-Regelung eingerichtet sowie 
Tutoring- und Mentoring-Programme aufgelegt, sowie die Weiterbildungszentren und das 
wissenschaftliche Personal konsequent ausgebaut werden. 

Zentrale Aufgabe ist hierbei ein zielgenauer Aufbau von Studienkapazitäten. Wir haben in 
der letzten Wahlperiode sehr oft darüber diskutieren müssen, ob dann die Vorgaben des 
Hochschulpakts I an den einzelnen Hochschulen auch realisiert werden. Im Ergebnis müs-
sen wir feststellen: Es war nicht der Fall. Es ist ein Teil der Hochschulen in der Lage gewe-
sen, mehr Kapazitäten aufzubauen. Andere haben ihre Zusagen nicht einhalten können o-
der nicht einhalten wollen. 

Deshalb, Frau Ministerin, begrüßen wir, dass das Wissenschaftsministerium auch neue 
Wege geht, mit einem Monitoring-Verfahren die Planungen der Hochschulen beratend zu 
begleiten und gegebenenfalls auch Anpassungen vornehmen zu können. 

Wir müssen neben dem Ausbau der bestehenden Kapazitäten natürlich auch die vorhande-
nen Kapazitäten besser ausschöpfen. Auch hier gibt es insbesondere dadurch, dass es 
noch nicht das dialogorientierte Serviceverfahren gibt, eine Situation, dass sich viele Studie-
rende über die ganze Republik bewerben und das schlussendlich dazu führt, dass vorhan-
dene Studienplätze frei bleiben. Hier muss wirklich auch wirtschaftlicher mit den bestehen-
den Kapazitäten verfahren werden. Wir wissen, dass die Ministerin und der Staatssekretär 
hier wirklich an vorderster Front kämpfen, um das Verfahren durchzusetzen. Wir müssen 
insgesamt hier am Ball bleiben. 

Wir erwarten auch von unseren Hochschulen und natürlich auch von den anderen Bundes-
ländern, dass sie ebenfalls dieses dialogorientierte Serviceverfahren, das den wirklich ziel-
genauen Zugang zum Studium ermöglichen soll, unterstützen und umsetzen. 

Beim Ausbau der Kapazitäten, meine Damen und Herren, müssen wir über den Ausbau von 
Studienanfängerplätzen hinaus den Ausbau von Masterstudienplätzen im Blick haben, denn 
das ist die Konsequenz. Wir wissen, dass es eine hohe Nachfrage gibt. Deshalb muss die-
ser Hochschulpakt plus, der auf den Weg gebracht werden muss, gerade diese Komponen-
te neben der Personalkomponente – wenn ich die so nennen darf – in den Mittelpunkt stel-
len. Denn wir wissen, dass wir uns hier an einer realistischen Übergangsquote orientieren 
müssen, wenn wir den Studienerfolg junger Menschen nicht ausbremsen wollen. 

Wir erwarten von daher, Frau Ministerin, dass die nächste GWK, die Gemeinsame Wissen-
schaftskonferenz, im November hier auch Schritte gehen wird. Sie wissen, dass Sie uns als 
Antragstellerinnen und Antragsteller dieses Antrages – aber ich glaube, das darf ich für alle 
sagen – an Ihrer Seite haben, wenn es darum geht, diese Zielvorstellungen umzusetzen. 

Ich sage uns allen: Wir dürfen hier keine Zeit verlieren. Der Druck auf unsere Hochschulen, 
auch der Druck auf Parlament und Landesregierung, ist da. Das Jahr 2013 ist nicht weit 
weg. Die Voraussetzungen müssen jetzt geschaffen werden oder hätten noch viel stärker 
schon in der Vergangenheit geschaffen werden müssen. Aber deshalb lassen Sie uns die 
Zeit nutzen und gemeinsam über alle politischen Grenzen im Landtag und im Bundestag 
hinweg Gutes tun für die jungen Menschen in unserem Land, aber auch für unser Land, für 
unsere Wirtschaft, für unsere Gesellschaft. 
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Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. Wir stimmen natür-
lich der Überweisung an den Fachausschuss für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie zu. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Kollege Schultheis. – Für die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Dr. Seidl.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir freuen 
uns, dass immer mehr junge Menschen in Nordrhein-Westfalen einen höheren Bildungsab-
schluss anstreben. Das ist eine gute Nachricht. Wir wollen alle Talente in unserem Land för-
dern und möglichst vielen jungen Menschen, die die Voraussetzungen haben, an unseren 
Hochschulen ein Studium ermöglichen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Wenn Sie mich fragen, warum das Studieren in Nordrhein-Westfalen immer attraktiver wird, 
dann kann ich nur sagen: Unsere Hochschulen halten vielfältige und qualitativ hochwertige 
Angebote vor. Das lockt viele junge Menschen hierher, auch aus anderen Bundesländern. 

Außerdem wird ab dem Wintersemester das Studium erstmalig wieder kostenfrei sein. Auch 
das erhöht den Anreiz, in Nordrhein-Westfalen ein Hochschulstudium aufzunehmen. 

Nun kommen quasi außerhalb der Reihe zwei Ereignisse hinzu, die in den nächsten Jahren 
die Zahl der Studierwilligen noch einmal drastisch erhöhen werden: zum einen der von der 
Bundesregierung entschiedene, aber überstürzte Ausstieg aus der Wehrpflicht und zum an-
deren der doppelte Abiturjahrgang 2013. 

Alleine durch den doppelten Abiturjahrgang werden in Nordrhein-Westfalen für die Jahre 
2011 bis 2015 etwa 90.000 Studienanfängerinnen zusätzlich erwartet. Hinzu kommen noch 
einmal 9.500 Studierende aufgrund des Wegfalls der Wehrpflicht. 

Dies ist Chance, aber auch Herausforderung zugleich. Ich füge an dieser Stelle sehr deut-
lich hinzu: Ohne eine gemeinsame Kraftanstrengung von Bund und Ländern und ohne ein 
mögliches Nachsteuern beim Hochschulpakt II ist diese Herausforderung nicht zu meistern. 

Der Bundesregierung – hier setzt meine Kritik an – ist seit vielen Monaten bekannt, dass 
wegen der Aussetzung der Wehrpflicht bundesweit 150.000 junge Männer zusätzlich vor der 
Entscheidung stehen, ein Studium, eine Ausbildung oder einen Freiwilligendienst aufzu-
nehmen. Deshalb wäre es eigentlich anständig gewesen, wenigstens diese auf die Länder 
zurollende Belastung abzufedern und die finanzielle Verantwortung bereits für 2012 zu 
übernehmen. 

Da die Hochschulen bereits für den Hochschulpakt I und nun auch für die zusätzlichen Be-
darfe des doppelten Abiturjahrgangs in Vorleistung treten müssen, wird die finanzielle Belas-
tung, die die Länder tragen müssen – das sind ja nicht nur wir –, immer größer. 

Ein weiteres Problem ist die im Hochschulpakt II angesetzte Studiendauer. Der Hochschul-
pakt finanziert Studienplätze nur über vier Jahre. Ein Bachelor/Master-Studium dauert aber 
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